
Die Nachricht: 
Diese Woche wur-
den die neuen, we-
sentlich schärferen
Kapitalvorschriften
für die Banken

bekannt. Damit soll verhindert werden,
dass der Staat jemals wieder eine Gross-
bank retten muss.

Der Kommentar: Der 16. Oktober 2008
war ein trüber und nasser Tag. Doch das
Wetter interessierte niemanden, als um
10 Uhr der Bundesrat Pascal Couchepin
und die Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf sowie die Spitzen der Natio-
nalbank und der damaligen EBK vor die
Medien traten und die Rettung der UBS
mit einem 60-Milliarden-Hilfspaket ver-
kündeten.

Das ist ziemlich genau sieben Jahre her.
Vergessen ist es nicht. Der 16. Oktober
2008 bleibt eingebrannt im Gedächtnis
als einer der dunkelsten Tage der
Schweizer Wirtschaftsgeschichte. Die
ganze Finanzwelt lag damals in Trüm-
mern. Nur dank dem brachialen Eingrei-
fen der Notenbanken und sehr viel
Glück konnte der totale Kollaps verhin-
dert werden. Politiker, Regulatoren und
Steuerzahler schworen sich: Nie wieder
soll der Staat eine Bank retten müssen!

Seither machen Bankregulatoren eisern
ihre Arbeit. In der Schweiz sind es das
Finanzdepartement, die Finma und die
Nationalbank, die sich seit Jahren inten-
siv mit der Too-big-to-fail-Problematik
auseinandersetzen. Diese Woche stellten
sie nun das vorläufige Endergebnis vor.
Die Anforderungen an systemrelevante
Banken steigen dramatisch an. Die
Schweiz wird das erste Land der Welt
sein, das von den Grossbanken einen
gigantisch grossen zusätzlichen Sicher-
heitspuffer verlangt.

Im Krisenjahr 2008 hatte die UBS Akti-
ven von sagenhaften 2500 Milliarden
Franken in ihren Büchern und stellte da-
gegen eigene Mittel von lediglich 35 Mil-
liarden Franken. Das neue Regime sieht
vor, dass die Banken mindestens 10 Pro-
zent der Bilanzsumme in Eigenkapital
und verlustabsorbierendem Fremdkapi-
tal halten müssen. Unter dem heutigen
Regime hätte die UBS vor Ausbruch der
Finanzkrise somit 250 Milliarden Fran-
ken Kapital halten müssen. Das hätte
gereicht, die astronomischen Verluste
aus dem US-Hypothekenmarkt zu ab-
sorbieren.

Und doch: Trotz der riesigen Sicherheits-
polster kann auch heute eine Staatsret-
tung von Grossbanken nicht vollständig
ausgeschlossen werden. (UBS und Credit
Suisse sind schlicht zu gross für die
schweizerische Volkswirtschaft, als dass
man sie unkontrolliert zusammenbre-
chen lassen könnte.) Denn trotz dem
enorm gestärkten Sicherheitspolster
bleibt ein erhebliches Restrisiko. Das
Beunruhigendste ist, dass die nächsten
Verwüstungen ihren Ursprung sehr
wahrscheinlich an einem ganz anderen
Ort haben werden. Auch bei der UBS
war nicht das Eigenkapital das Problem,
sondern die in wenigen Tagen drama-
tisch dahinschwindende Liquidität,
die das Eingreifen des Staates notwendig
machte.

Niemand kann heute abschätzen, wel-
che Folgen die extrem tiefen Zinsen für
das Finanzsystem haben werden. In der
Schweiz liegen sie seit bald einem Jahr
im negativen Bereich. Die jüngsten Geld-
spritzen der Europäischen Zentralbank
von dieser Woche zeigen, dass an eine
Trendumkehr momentan nicht zu
denken ist. Die offenen Geldschleusen
beleben zwar die Märkte, doch irgend-
wann werden wir die Quittung für diese
extrem expansive Geldpolitik erhalten.
Möglich ist, dass wir die Folgen erst in
20 oder 30 Jahren erleben werden. Aber
sie werden kommen. Und sie werden
schmerzhaft sein.

Einmal und
nie wieder

beat.schmid@schweizamsonntag.ch
Twitter @beatschmid
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 VON BEAT SCHMID

Die Nachricht:  SRF
hat die Kosten sei-
ner Sendungen
offengelegt. Eine
Folge der Casting-

Sendung «The Voice Of Switzerland» kos-
tet 817 000 Franken.

Der Kommentar: Die SRF-Casting-Sen-
dung «The Voice of Switzerland» stand
immer wieder im Kreuzfeuer der Kritik.
Gehören solche Shows wirklich zum Ser-
vice public? Jetzt wissen wir, die Sen-
dung ist nicht nur umstritten, sie ist mit
817 000 Franken pro Ausgabe auch sehr
teuer. Viel zu teuer.

Die horrenden Kosten sind umso ärgerli-
cher, wenn man sich bewusst wird, dass
es im Schweizer Fernsehen sonst keine
regelmässige Plattform für Popkultur
gibt. Die Volksmusik hat «Potz Musig»,
die klassische Musik ihre «Sternstunde».
Aber Popmusik? Nichts! Dabei ist Schwei-
zer Popmusik so erfolgreich wie nie. Da-
mals, in den 70er-Jahren, gab es nur Polo
Hofer, Toni Vescoli sowie Peter, Sue &
Marc. Im letzten Jahr waren es 138
Schweizer Musiker und Bands, die sich
in der Album-Hitparade platzieren konn-
ten. Im Schweizer Fernsehen können sie
sich und ihre Musik aber gar nicht prä-
sentieren. Nur als Juroren und Modera-
toren sind sie gefragt.

Unsere Forderung: «The Voice» streichen,
Platz schaffen für eine Sendung über
Pop und Popkultur. Wie wärs mit «Polos
Welt» mit Polo Hofer, seiner Musik und
Gästen aus der Schweizer Popszene? Er
hat ja bald Zeit! Oder «Pop-Club», eine
Art Literatur-Club für Pop, Rock und Pop-
kultur. Eine Elefantenrunde von mar-
kanten und erfahrenen Persönlichkei-
ten, die über Musik und Trends der Pop-
kultur debattieren und sie vorstellen. Ei-
ne illustre Runde mit Polo, Endo Ana-
conda, Dieter Meier, Büne Huber, Chris
von Rohr & Co. Leute, die nicht vor deut-
lichen Worten zurückschrecken. Das wä-
re Service public, wie wir ihn verstehen.
Und erst noch viel billiger.

«Pop-Club»
statt «The
Voice»

stefan.kuenzli@schweizamsonntag.ch
Twitter @stefanKuenzli
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 VON STEFAN KÜNZLI

Der Kommentar: Seit bald zweihundert Jahren zeigt
sich, dass die weltweite Armut dank Privateigentum
und Marktwirtschaft laufend kleiner wurde. Das Mo-
dell mit Staatseigentum hingegen hat in allen Kultu-
ren zuverlässig zu Armut, Hunger, Umweltver-
schmutzung und staatlicher Willkür geführt. Aus
dieser Sicht ist es verständlich, dass kein Land seinen
Wohlstand mit dem Rest der Weltbevölkerung ein-
fach teilen will. «Kommt zu uns, wir schaffen das»
funktioniert nicht. Das ist vielmehr ein Rezept für
die Verarmung und soziale Desintegration eines Lan-
des. Aber es ist auch klar, dass westliche Länder ange-
sichts des Leids auf der Welt nicht einfach untätig
sein wollen.
Ich sehe nur eine mögliche strategische Antwort auf
diese Ausgangslage: die Triage der Asylanten in
Flüchtlinge gemäss Genfer Flüchtlingskonvention, in
vorübergehend aufgenommene Kriegsflüchtlinge
und in andere Einwanderungswillige. Die Unterschei-
dung dieser Gruppen und deren unterschiedliche Be-
handlung ist ein zentraler Teil der Strategie.
Es ist schweizerische Tradition, dass Flüchtlinge, die
aus Gründen der Religion, der Rasse oder der politi-
schen Überzeugung verfolgt werden, aufgenommen
und integriert werden. Kriegsflüchtlinge hingegen
werden vor Ort unterstützt oder, falls das nicht geht,
vorübergehend in der Schweiz aufgenommen. Ist der
Anlass der Flucht hinfällig, müssen diese Menschen
die Schweiz wieder verlassen. Andere Einwanderungs-
willige werden aufgenommen, wenn drei Bedingun-
gen kumulativ erfüllt sind: die Einwanderung in die
Sozialwerke ist ausgeschlossen; die Benutzung der In-
frastruktur wird angemessen, zum Beispiel über hö-
here Steuern, entschädigt; die Menschen haben einen
Arbeitsplatz in der freien Wirtschaft.

Die Verantwortung für diese Strategie liegt beim Parla-
ment und beim Volk. Die gesetzlichen Bestimmungen
der Asylpolitik inklusive Masseneinwanderungs-
initiative entsprechen in vielen Teilen diesen Überle-
gungen. Die konkrete Umsetzung der Strategie liegt
beim Bundesrat und bei der Verwaltung. Hier sind
vier Probleme auszumachen: Es ist, erstens, ein Ärger-
nis, wenn Personen, die man aufzunehmen bereit ist,
den Weg aus Kriegsgebieten in die Schweiz über Tau-
sende Kilometer teilweise zu Fuss unter der Knute
brutaler Schlepper hinter sich bringen müssen. Ent-

weder unterstützt die internationale Gemeinschaft
diese Menschen im Umfeld der Kriegsgebiete oder sie
holt diese dort ab. Es ist zweitens falsch, dass die
Triage der Flüchtlinge oft erst nach Jahren abgeschlos-
sen wird, wenn diese de facto integriert sind. Die
Triage muss in möglichst kurzer Zeit in unmittelbarer
Nähe der Grenze vollzogen werden, ohne dass sich die
Menschen dieser Prüfung entziehen können. Es ist,
drittens, ebenso falsch, die unterschiedliche Behand-
lung und die konsequente Unterscheidung der Asy-
lanten durch die Namensgebung («Flüchtlinge») und
durch Taten (zum Beispiel Verzicht auf Rückschaf-
fung) systematisch zu unterlaufen.

Beim vierten Aspekt ist das Versagen der Politik be-
sonders eklatant: Was geschieht mit den Menschen,
die es an die Schweizer Grenze geschafft haben und
dann abgelehnt werden? Diese Frage ist umso drän-
gender, je mehr sich diese Menschen wegen unüber-
legter Versprechen von Politikern auf den Weg ge-
macht haben. Klar, theoretisch könnte man diese
Leute gemäss dem Schengen-Dublin-Abkommen an
die Erstaufnahmeländer überstellen. Aber Griechen-
land, Italien oder Ungarn sind nicht in der Lage, die-
se Grenzkontrollen vorzunehmen. Sie können die
Flüchtlinge auch nicht einfach ins Meer oder ins Nie-
mandsland zurückschicken. Und die Aussage, dass
man in den Fluchtländern mehr tun müsse, ist rei-
nes Geschwätz. Hundert Milliarden US-Dollar Ent-
wicklungshilfe des Westens pro Jahr haben kaum et-
was Positives bewirkt.

Die Beispiele von Hongkong und Singapur hingegen
könnten langfristig eine Lösung sein. Der Westen
könnte in Flucht- und Durchgangsländern unter
dem militärischen Schutz von UNO-Truppen grosse
«Free Zones» aufbauen. Auf gepachtetem Land am
Meer würden Zonen betrieben, wo Vertragsfreiheit,
Recht auf Eigentum und ein westliches Strafgesetz
gelten. Die Steuern betragen höchstens 10 Prozent;
staatliche Umverteilung gäbe es nicht. Wir wissen
aus der Geschichte, wie unwirtliche Steinhaufen in-
nerhalb weniger Generationen zu überaus erfolgrei-
chen Magneten migrationswilliger Personen werden
können. Bis heute fehlt es nur am politischen Wil-
len. Geld aus der Entwicklungshilfe ist im Übermass
vorhanden.
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■ GASTBEITRAG VON MARTIN JANSSEN *

Neue Strategien
für die Flüchtlingspolitik
Die Nachricht: Europa steht wegen der Flüchtlingspo-
litik vor Veränderungen, die länger anhalten dürften
als die Wirkungen der beiden Weltkriege. Der Ver-
such des Bundesrates, die Asylpolitik der Schweiz je-
ner der EU anzugleichen, wird auch bei uns soziale
und finanzielle Konsequenzen haben.

* Martin Janssen ist emeritierter
Finanzprofessor (Universität
Zürich) und Unternehmer
(Ecofin-Gruppe).

Silvan Wegmann zur Woche.
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